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Wichtige Bekantgaben aus der Finanzrechtsprechung
BFH-Urteil vom 20. Dezember 2005

(Az.: V R 14/04)

Thematik:

Umsatzsteuerliche Behandlung der unentgeltlichen Übertragung von öffentlichen Flächen durch den Erschließungsträger

an die Gemeinde



Leitsätze:



1.  Die unentgeltliche Lieferung öffentlicher Straßen und Flächen durch einen Erschließungsträger in der Rechtsform einer GmbH an ihren Gesellschafter (Gemeinde) unterlag nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 UStG 1993 der Umsatzsteuer.


2.   Die zur Erschließung dieser Grundstücke bezogenen Leistungen sind zur Ausfüh-rung dieser Umsätze verwandt worden.


3.   Die Grunderwerbsteuer, die der Käufer eines Grundstücks vereinbarungsgemäß zahlt, erhöht das Entgelt für die Grundstückslieferung nicht (Änderung der Recht-sprechung).
Volltext der Entscheidung unter:

http://www.kommunsense.de/index.php3?site=aktuelldownload&id=941
Rechtsgrundlage:

UStG 1993 § 1 Abs. 1 Nr. 3, § 4 Nr. 9 Buchst. a, § 10 Abs. 1, § 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1
Richtlinie 77/388/EWG Art. 5 Abs. 6, Art. 11 Teil A Abs. 1 Buchst. a, Art. 17 Abs. 2
Vorinstanz:

FG des Landes Brandenburg vom 10. Dezember 2003 -Az.: 1 K 1422/02- 
(EFG 2004 S. 1333)
►   ANMERKUNG:  Prof. Dr. Holger  S t a d i e  (Leipzig)

1. Die Entscheidung betrifft zum einen die unentgelt​liche Lieferung eines Grundstücks seitens einer Ge​sellschaft an ihren alleinigen Gesellschafter (ob im konkreten Fall wirklich Unentgeltlichkeit anzuneh​men war, muss allerdings bezweifelt werden) und da​mit einen Anwendungsfall des früheren § 1 Abs. l Nr. 3 UStG 1993. Seit dem 01.04.1999 wird der Tatbestand dieser Vorschrift hinsichtlich der Lieferungen von § 1 Abs.l Nr .l i.V.m. § 3 Abs. lb Satz 1 Nr. 3 UStG erfasst („unentgeltliche Zuwendung eines Gegenstandes“). 

Der BFH hat auf die unentgeltliche Lieferung ohne weiteres die Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 9 Buchst.a UStG angewendet. Allerdings ist die Finanzverwaltung auf Grund der EuGH-Entscheidung vom 08.05.2003
 neuerdings der Auffassung, dass bei einer „Entnahme“ (i.S..v. § 3 Abs .lb Nr. l UStG) diese Befrei​ung nicht eingreife, weil die korrespondierende Be​freiungsvorschrift des Art. 13 Teil B Buchst. g der 6. EG-Richtlinie eng auszulegen sei.
 Wäre diese An​sicht zutreffend, so läge es nahe, auch die unentgeltli​che Lieferung (i.S.v. § 3 Abs. lb Nr.3 UStG) nicht mehr unter § 4 Nr. 9 Buchst. a UStG zu subsumieren. Richtig ist zwar, dass eine Entnahme nach dem Gesetzeswort​laut nicht unter das Grunderwerbsteuergesetz fällt, je​doch verlangt eine richtlinienkonforme Sichtweise eine analoge Anwendung der Vorschrift. Art. 13 Teil B Buchst. g und h der 6. EG-Richtlinie befreit „die Liefe​rungen“ von Gebäuden und von unbebauten Grund​stücken. Da Art. 5 Abs. 6 der 6. EG-Richtlinie die Ent​nahme als (entgeltliche) „Lieferung“ fingiert, ist folg​lich die genannte Befreiung auch auf die Entnahme anzuwenden.
 Aus der oben genannten - ohnehin verfehlten
 - EuGH-Entscheidung vom 08.05.2003 folgt entgegen der Annahme der Finanzverwaltung nichts Gegenteiliges, denn dort heißt es lediglich, dass der Begriff „Vermietung“ i.S.d. Art. 13 Teil B Buchst. b der 6. EG-Richtlinie nicht auf die Nutzungsentnahme (Ver​wendung für eigene Wohnzwecke) ausgedehnt werden dürfe. Eine Parallele könnte nur dann gezogen werden, wenn es in Art. 13 Teil B Buchst. g und h der 6. EG-Richtlinie nicht „Lieferung“, sondern „Verkauf“ hieße und es mithin um die Frage ginge, ob darunter auch die Entnahme zu subsumieren wäre. 

Bei einer unentgeltlichen Lieferung (Schenkung) ei​nes Grundstücks oder Gebäudes fällt der Umsatz schon nach dem eindeutigen Wortlaut unter das Grunderwerb-steuergesetz, da die Schenkung ein Rechtsgeschäft ist, das einen Anspruch auf Übereig​nung des Grundstücks begründet (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG). Folglich ist dieser Umsatz nach nationalem Recht steuerfrei nach § 4 Nr. 9 Buchst. a UStG. Aus Art. 13 Teil B Buchst. g und h der 6. EG-Richtlinie folgt aus den oben genannten Gründen nichts Gegentei​liges, denn danach ist die „Lieferung“, also auch die unentgeltliche, von Gebäuden, Gebäudeteilen und Grundstücken (mit Ausnahme der in Art. 4 Abs. 3 der 6. EG-Richtlinie genannten Objekte) steuerfrei. 

Wirklich Zweifel müssen indes hinsichtlich der von § 2 Abs.1 Nr.1 GrEStG ausgenommenen Betriebsvor​richtungen bestehen
, denn Art. 13 Teil B Buchst. g der 6. EG-Richtlinie enthält eine derartige Einschränkung nicht. Eine solche findet sich zwar in Art. 13 Teil B Buchst. b Satz 1 Nr.3 der 6. EG-Richtlinie für die Ver​mietung, es ist jedoch unklar, ob daraus geschlossen werden muss, dass die 6. EG-Richtlinie „auf Dauer ein​gebaute Vorrichtungen und Maschinen“ generell wie bewegliche Sachen behandelt sehen will, oder ob das wortlautgetreu nur für deren Vermietung, nicht aber auch für deren Lieferung gelten soll. Darüber kann nur der EuGH befinden. Da der BFH das Vorliegen von Betriebsvorrichtungen für entscheidungserheb​lich hält, überrascht es angesichts der bisherigen Vor​lagefreu-digkeit des Senats, dass er die Frage, ob sog. Betriebsvorrichtungen von der Steuerbefreiung nach Art. 13 Teil B Buchst. g der 6. EG-Richtlinie ausgenom​men sind, nicht zuvor dem EuGH vorgelegt hatte. 

2.   Im letzten Teil seiner Entscheidung gibt der BFH seine bisherige Auffassung aus dem Jahr 1980 auf, wonach die vom Erwerber getragene Grunderwerb​steuer zur Hälfte die Bemessungsgrundlage der Um​satzsteuer erhöhen sollte. Die zivilrecht-liche Prämis​se dieser Sichtweise war schon bald danach zu Recht von Sigloch
 und Klenk.
 kritisiert worden. Hier darf wohl die Frage gestellt werden, warum der V. Senat die geistigen Väter seiner geänderten Auffassung ver​schweigt. 1989 wurde dann des weiteren darauf hin​gewiesen, dass die BFH-Auffassung von 1980 nicht nur dem Zivilrecht widersprach, sondern unabhängig davon insbesondere auch gegen den Zweck des Um​satzsteuergesetzes, eine doppelte Besteuerung zu ver​meiden, gegen den Zweck des Verzichts auf die Steu​erbefreiung und gegen den Gleichheitssatz verstieß.
 

Seit dem 01.04.2004 ist bei allen Grundstückslieferun​gen der jeweilige Erwerber Schuldner der Umsatzsteuer (§ 13b Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 i.V.m. Abs. 2 Satz 1 UStG). Die geänderte BFH-Auffassung gilt natürlich auch hier. Mit der Steuerschuld-nerschaft des Grundstückserwerbers nach § 13b UStG ist übrigens eine (weitere) verfehlte
 Rechtsprechung des Grunderwerbsteuer-Senats, wonach auch umgekehrt die Umsatzsteuer als Teil des Kaufpreises zur Bemessungsgrundlage der Grunderwerbsteuer zählt
, obsolet geworden. Da die Steuer nunmehr unmittelbar vom Erwerber gegenüber dem Staat geschuldet wird, ist sie schon zivilrechtlich nicht mehr Teil des Kaufpreises.
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